
Es ist nur eine Hauptstrafe auszusprechen, die dem 
Charakter und der Schwere des gesamten strafbaren 
Handelns angemessen und in einem der verletzten Ge­
setze angedroht ist (§ 64 Abs. 1 StGB).

B e i s p i e l e  :
Der Angeklagte wird wegen mehrfach begangenen 
Vergehens des Diebstahls zum Nachteil persönlichen 
Eigentums (§§ 177, 180, 63 Abs. 2 StGB) . . . verur­
teilt.
Der Angeklagte wird wegen Vergehens des Diebstahls 
zum Nachteil persönlichen Eigentums und wegen 
Vergehens einer vorsätzlichen Körperverletzung 
(§§ 177, 180, 115, 63 Abs. 2 StGB) ... verurteilt.

Das von der bisherigen Rechtsprechung entwickelte 
Institut des Fortsetzungszusammenhangs hat angesichts 
der Regelung des § 64 Abs. 1 StGB keine Existenzbe­
rechtigung mehr. In der Urteilsformel muß das mehr­
fache Begehen von Handlungen immer zum Ausdruck 
gebracht werden, ohne die Anzahl der Einzelhand- 
luneen zu nennen. Von der Verurteilung wegen mehr­
facher bzw. wiederholter Tatbegehung werden nur die­
jenigen einzelnen Straftaten erfaßt, die Gegenstand 
der Anklage um. der Urteilsfindung des Gerichts ge­
wesen sind. Deshalb sind etwaige weitere, in die An­
klage und das gerichtliche Verfahren nicht einbezo­
gene, möglicherweise noch nicht einmal aufgeklärt ge­
wesene Handlungen von der Verurteilung und Bestra­
fung wegen mehrfacher bzw. wiederholter Tatbege­
hung nicht mit erfaßt. Erweist sich hinsichtlich einzel­
ner Handlungen die Anklage als nicht begründet, so 
muß der Angeklagte in diesem Umfang ausdrücklich 
freigesprochen werden (§244 Abs. 1 StPO).
Bei Rückfallstraftaten ist im Schuldausspruch deutlich 
zu machen, ob es sich um einen Rückfall im Sinne 
eines Tatbestandes des Besonderen Teils des StGB 
(z. B. § 162 Abs. 1 Ziff. 4) oder um einen im Allge­
meinen Teil durch § 44 StGB geregelten Fall der wie­
derholten Straffälligkeit und der danach anzuwenden­
den Strafverschärfung handelt. Wiederholtes Straffäl­
ligwerden, das nicht zur Anwendung dieser gesetz­
lichen Bestimmungen führt, ist im Urteilstenor nicht 
gesondert kenntlich zu machen.
Auf die zu einer Schuldminderung führenden außer­
gewöhnlichen Umstände, wie z. B. unverschuldeter 
Affekt, ist im Schuldausspruch durch Anführung der 
in Betracht kommenden Bestimmungen (§§ 14, 62 StGB) 
hinzuweisen.
Beim Absehen von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit gemäß § 25 StGB ist im Urteils- 
tenor die Schuld des Angeklagten festzustellen und 
auszusprechen, daß von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit abgesehen wird.

B e i s p i e l  :
Der Angeklagte ist eines Vergehens des Diebstahls 
zum Nachteil persönlichen Eigentums (§§ 177, 180 
StGB) schuldig. Von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit wird gemäß § 25 StGB ab­
gesehen.

Liegen die Voraussetzungen des § 24 Abs. 2 StGB (Wie­
dergutmachung des Schadens) vor, so ist folgender­
maßen zu formulieren:

Der Angeklagte ist eines Vergehens der vorsätz­
lichen Sachbeschädigung zum Nachteil persönlichen 
Eigentums (§ 183 StGB) schuldig.
Der Angeklagte wird verurteilt, an ... (genaue Be­
zeichnung des Geschädigten) Schadenersatz in Höhe 
von___ M zu leisten.
Auf Grund der Verurteilung zum Schadenersatz wird 
gemäß § 24 Abs. 2 StGB von Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit abgesehen.

Der Strafausspruch

Im Strafausspruch sind die Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit, das Strafmaß, die im Zu­
sammenhang mit diesen Maßnahmen zulässigen Ver­
pflichtungen, Empfehlungen und Auflagen, ggf. die 
von den allgemeinen Vollzugsbestimmungen (§§ 15 ff. 
SVWG) abweichende Vollzugsart einer Freiheitsstrafe 
(§ 39 Abs. 5 StGB) sowie die Zusatzstrafen genau an­
zugeben.
Bei Strafen ohne Freiheitsentzug — Verurteilung auf 
Bewährung, Geldstrafe, öffentlicher Tadel — ist für 
die Urteilsformel folgendes zu beachten: Bei der Ver­
urteilung auf Bewährung sind die Dauer der Bewäh­
rungszeit, die ggf. damit verbundenen bestimmten 
Pflichten und die Dauer der Freiheitsstrafe zu nennen, 
die für den Fall angedroht wird, daß der Verurteilte 
seiner Pflicht zur Bewährung nicht nachkommt. Wird 
die Verurteilung auf Bewährung mit der Pflicht zum 
Schadenersatz verbunden, so ist zur Sicherung der 
Rechte des Geschädigten der Urteilstenor so zu formu­
lieren. daß die Verurteilung zum Schadenersatz wie 
ein zivilrechtliches Urteil vollstreckbar ist.

B e i s p i e l  :
Der Angeklagte wird wegen ... verurteilt. Er wird 
verpflichtet, den durch seine Tat angerichteten Scha­
den durch Schadenersatzleistung während der Be­
währungszeit wiedergutzumachen.
Er wird verurteilt, an_________(genaue Bezeichnung des
Geschädigten) Schadenersatz in Höhe von ... M zu 
leisten.

Ähnlich sind auch andere mögliche Pflichten, wie z. B. 
die Pflicht, das Arbeitseinkommen und andere Ein­
künfte für Aufwendungen der Familie und für Unter­
halt zu verwenden, im Urteilstenor zu formulieren, 
wobei die Höhe dieses Betrags und eventuelle weitere 
Auflagen festzulegen sind. Bei der Bewährung am 
Arbeitsplatz ist darauf zu achten, daß die Dauer dieser 
Verpflichtung die Bewährungszeit nicht überschreiten 
darf (§ 34 Abs. 2 StGB). Bei der Verurteilung zu einer 
Geldstrafe ist deren Höhe genau anzugeben. Wird dem 
Angeklagten ein öffentlicher Tadel ausgesprochen, so 
kann das Gericht festlegen, daß dieser nicht in das 
Strafregister einzutragen ist (§ 37 Abs. 3 StGB). Auch 
das muß im Urteilstenor geschehen.
Bei Verurteilungen zu Strafen ohne Freiheitsentzug 
können Kollektive der Werktätigen und ausnahms­
weise auch einzelne Bürger die Bürgschaft für den 
Angeklagten übernehmen. Die Bürgschaftsübernahme 
ist vom Gericht in der Urteilsformel zu bestätigen.

B e i s p i e l :
Der Angeklagte wird ... verurteilt.
Die von der Brigade ... (genaue Bezeichnung des 
Kollektivs, einschließlich der Anschrift des Betrie­
bes usw.) für den Angeklagten übernommene Bürg­
schaft wird bestätigt.

Soweit Strafen mit Freiheitsentzug ausgesprochen wer­
den, sind sie im Strafausspruch nach Art und Dauer 
genau zu bezeichnen.

B e i s p i e l :
Der Angeklagte wird wegen ... zu einer Freiheits­
strafe von

1 — e i n e m  — Jahr
verurteilt.

Bei Verurteilung zur Arbeitserziehung liegt die untere 
Grenze der Dauer bei einem Jahr. Die Arbeitserzie­
hung währt so lange, bis der Erziehungserfolg einge- 
treten ist; die obere Grenze der Freiheitsstrafe, neben 
der sie angedroht ist, darf jedoch nicht überschritten 
werden (§ 42 StGB). In der Urteilsformel werden zur 
Dauer der Arbeitserziehung keine Festlegungen ge-

459


